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Jahressteuergesetz 2022
Notwendige Anpassungen
Der Steuergesetzgeber nimmt mit dem 
Jahressteuergesetz 2022 fällige Anpas-
sungen an EU-Recht und in Anlehnung 
an die Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs und des Bundesfinanzhofs 
diverse Gesetzesänderungen vor. Darü-
ber hinaus besteht nach Auffassung des 
Bundesfinanzminsteriums ein Erforder-
nis zur Umsetzung eines unvermeidlich 
entstandenen technischen Regelungsbe-
darfs betreffend Verfahrens- und Zustän-
digkeitsfragen, Folgeänderungen sowie 
Anpassungen aufgrund von vorangegan-
genen Gesetzesänderungen und Fehler-
korrekturen. 

Wesentliche Änderungen
Die im Gesetzentwurf enthaltenen wesent-
lichen Änderungen sind:

• Abschaffung der Möglichkeit, Gebäu-
deabschreibungen nach der tatsäch-
lichen Nutzungsdauer vornehmen zu 
können (gilt ab 2023). Dafür ist die 
Anhebung des linearen AfA-Satzes 
für die Abschreibung von Wohnge-
bäuden von 2 % auf 3 % ab dem Jahr 
2024 vorgesehen (§ 7 Abs. 4 Einkom-
mensteuergesetz/EStG-E).

• Der vollständige Sonderausgabenab-
zug für Altersvorsorgeaufwendungen 
soll bereits ab 2023, nicht wie vorge-

sehen erst ab 2025 möglich sein (§ 10 
Abs. 3 Satz 6 EStG).

• Erhöhung des Sparer-Pauschbe-
trags von bisher € 801,00 bzw.  
€ 1.602,00 bei Zusammenveranla-
gung auf € 1.000,00 bzw. € 2.000,00 
(§ 20 Absatz 9 EStG-E). Die höheren 
Pauschbeträge sollen bereits rückwir-
kend ab 2022 gelten. 

• Ehegattenübergreifende Verlustver-
rechnung: Nach BFH-Rechtsprechung 
(Urteil vom 23.11.2021 VIII R 22/18) 
konnten im Rahmen der Abgeltungs-
besteuerung Verluste bei den Ein-
künften aus Kapitalvermögen eines 
Ehegatten nicht mit Gewinnen aus 
Kapitaleinkünften des anderen Ehe-
gatten im Rahmen der Zusammen-
veranlagung ausgeglichen werden. 
Mit dem JStG 2022 soll eine entspre-
chende Rechtsgrundlage für einen 
Verlustausgleich unter Ehegatten 
geschaffen werden. Die Neuregelung 
soll rückwirkend zum 1.1.2022 gelten.

• Anhebung des Ausbildungsfrei-
betrags i.S. § 33a EStG von bisher  
€ 924,00 auf € 1.200,00 ab 2023.

• Rückwirkend ab 2021 soll der Grund-
rentenzuschlag, das ist der Betrag der 
Rente, der auf Grund des Grundren-
tenzuschlags geleistet wird, steuerfrei 
gestellt werden.

Abgeltungsteuer bleibt vorerst
Verfassungsprüfung
Kapitalanleger mussten seit März dieses 
Jahres um die im Vergleich zum progres-
siven Einkommensteuertarif günstigeren 
Besteuerung der Einkünfte aus Kapitalver-
mögen mit dem Abgeltungsteuersatz von 
25 % zittern. Denn der 7. Senat des Nie-
dersächsischen Finanzgerichts (FG) hielt 
die Abgeltungsbesteuerung der Kapital-
einkünfte in der gegenwärtigen Form für 
mit dem Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 
Grundgesetz (GG) nicht vereinbar. Der Se-
nat hat daher das Bundesverfassungsge-
richt (BVerfG) angerufen (Vorlagebeschluss 
FG Niedersachsen vom 18.3.2022, 7 K 
120/21).

Aufhebung
Nun kommt die Entwarnung. Denn 
das FG Niedersachsen hat seinen 

Vorlagebeschluss an das BVerfG zurück-
gezogen. Grund hierfür ist, dass die Betei-
ligten den Rechtsstreit übereinstimmend 
für erledigt erklärten (FG Niedersachsen, 
Beschluss vom 10.8.2022, 7 K 120/21). 
Damit ist die Verfassungsprüfung der Ab-
geltungsteuer zunächst vom Tisch. 

Ausblick
In naher Zukunft könnten allerdings andere 
Gerichte die Abgeltungsbesteuerung wie-
der aufgreifen. Unzweifelhaft führt die Ab-
geltungsteuer zu einer Ungleichbehand-
lung zwischen Beziehern privater Kapital-
einkünfte und den übrigen Steuerpflichti-
gen. Der ursprüngliche Grund für die ge-
milderte Besteuerung der Kapitaleinkünfte 
ist ebenfalls durch Einführung des automa-
tischen Informationsaustauschs über Fi-
nanzkonten weggefallen. 

Säumniszuschläge 
auf dem Prüfstand 

Säumniszuschläge 
Wird eine Steuer nicht fristge-
recht entrichtet (es gilt eine Ka-
renzfrist von 3 Tagen), ist für je-
den angefangenen Monat des 
Zahlungsverzugs ein Säumnis-
zuschlag von 1 Prozent des 
abgerundeten rückständigen 
Steuerbetrags zu entrichten (§ 
240 Abgabenordnung/AO). 

BFH-Beschluss
Der Bundesfinanzhof/BFH hat 
jetzt ernstliche Zweifel an der 
Ver fassungsmäßigke i t  von 
Säumniszuschlägen geäußert. 
Dies gilt zumindest, soweit die-
se nach dem 31.12.2018 ent-
standen sind (BFH, Beschluss 
vom 23.5.2022, V B 4/22, An-
schluss an BFH Beschluss vom 
31.8.2021 VII B 69/21). Der 
BFH begründet seine Zweifel 
mit dem Beschluss des Bundes-
verfassungsgerichts zur Vollver-
zinsung von Steueransprüchen 
(Beschluss vom 8.7.2021, 1 BvR 
2237/14, 1 BvR 2422/17). Das 
BVerfG hat in dem Beschluss 
die Höhe der Verzugszinsen 
von 0,5 % pro Monat (6 % im 
Jahr) für verfassungswidrig er-
klärt, soweit diese nach dem 
31.12.2018 erhoben werden. 
Nach Auffassung des BFH sind 
die Säumniszuschläge der nied-
rigeren Vollverzinsung entspre-
chend anzupassen.

  Fazit
Sofern die Finanzverwaltung 
die Säumniszuschläge nicht von 
Amts wegen bis zum Inkrafttre-
ten einer verfassungskonformen 
Regelung aussetzt, sollte gegen 
Säumniszuschläge unter Beru-
fung auf o. g. Vorlagebeschluss 
(V B 4/22) Einspruch erhoben 
werden.
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Neues Inflationsausgleichsgesetz
Kalte Progression
Der Steuergesetzgeber will 48 Millionen Steuerpflichtige, dar-
unter Arbeitnehmer, Selbstständige, Rentner, Unternehmer usw. 
steuerlich entlasten. Dies soll durch einen Ausgleich der soge-
nannten „kalten Progression“ erfolgen. Unter einer „kalten Pro-
gression“ versteht man die Steuermehrbelastung, verursacht 
durch eine Nichtanpassung oder einer zu geringen Anpassung 
des progressiven Steuertarifs an die aktuellen Inflationsraten. 
Inflationsbedingte Lohnerhöhungen werden so durch höhere 
Steuern im Regelfall aufgefressen. So wäre der reale Lohnzu-
wachs von 5 % bei einer Preissteigerungsrate von 5 % und ei-
ner progressionsbedingten Steuermehrbelastung von beispiels-
weise 2 % negativ.

Geplante Maßnahmen
Das Eckpunktepapier des Bundesfinanzministeriums für ein In-
flationsausgleichsgesetz sieht u. a. folgende Maßnahmen vor: 
Grundfreibetrag: Der Grundfreibetrag soll zum 1.1.2023 von ge-
genwärtig € 10.347,00 auf € 10.632,00 angehoben werden. Für 
2024 ist eine weitere Anhebung um € 300,00 auf € 10.932,00 
geplant.
Tarifeckwerte: Die Tarifeckwerte sollen nach rechts verschoben 
werden. Der Spitzensteuersatz von 42 % soll 2023 erst ab ei-
nem zu versteuernden Einkommen von € 61.972,00 statt bisher 
bei € 58.597,00 greifen. In 2024 ist der Spitzensteuersatz nach 
dem Gesetzentwurf erst ab einem zu versteuernden Einkommen 
von € 63.515,00 zu zahlen. Ausgenommen von der Anpassung 
der Tarifeckwerte sind Einkommensbezieher ab € 277.836,00 
(Reichensteuer). 
Unterhaltshöchstbeträge: Analog zur Erhöhung der Grundfrei-
beträge ist eine Erhöhung der Unterhaltshöchstbeträge bereits 
für den Veranlagungszeitraum 2022 vorgesehen, und zwar von 
€ 9.984,00 auf € 10.347,00. Weitere Anhebungen sollen auto-
matisiert erfolgen.

Kinderfreibetrag, Kindergeld
Der Kinderfreibetrag soll bis 2024 schrittweise für jeden Eltern-
teil um insgesamt € 264,00 erhöht werden, bis er zum 1.1.2024 
bei € 2.994,00 liegt. Auch das Kindergeld soll in 2023/2024 
erhöht werden. Ab 2024 beträgt das Kindergeld voraussichtlich 
€ 233,00 für das erste, zweite und dritte Kind sowie € 250,00 
für das vierte und weitere Kind. 

Fahrten zur Arbeit mit Betriebs-Pkw  

Pauschalbewertung
Für Fahrten von der Wohnung zur Arbeitsstätte mit einem un-
entgeltlich überlassenen Betriebs-Pkw muss der Arbeitgeber 
0,03 % des Listenpreises des Pkw für jeden Entfernungskilo-
meter als geldwerten Vorteil der Lohnsteuer unterwerfen (§ 8 
Abs. 2 Satz 3 Einkommensteuergesetz/EStG). Diese Pauschal-
bewertung kommt zur pauschalen 1-%-Regelung für die private 
Nutzung des Pkw hinzu. Der Pauschalsatz unterstellt 180 Fahr-
ten im Jahr. Es kommt nicht darauf an, ob der Arbeitnehmer die-
se Anzahl der Fahrten auch tatsächlich durchführt. 

Einzelbewertung
Erklärt der Arbeitnehmer schriftlich, an welchen Tagen (mit Da-
tumsangabe) er das betriebliche Kraftfahrzeug tatsächlich für 
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte genutzt 
hat, kann alternativ auch eine Einzelbewertung erfolgen. In die-
sem Fall können alternativ 0,002 % des Listenpreises je Ent-
fernungskilometer für höchstens 180 Tage im Jahr versteuert 

werden. Eine Einzelbewertung lohnt, wenn der Arbeitnehmer 
die Arbeitsstätte an weniger als 180 Tagen im Jahr aufsucht.

Unterjähriger Wechsel 
Bislang erkannte die Finanzverwaltung einen unterjährigen 
Wechsel von der Pauschalbewertung zur Einzelbewertung nicht 
an. Das änderte sich mit dem BMF-Schreiben vom 3.3.2022 (IV 
C 5 - S 2334/21/10004 :001 BStBl 2022 I S. 232). Nach Tz.13 
Buchst. f ist eine „rückwirkende Änderung des Lohnsteuerab-
zugs (Wechsel von der 0,03-%-Regelung zur Einzelbewertung 
oder umgekehrt für das gesamte Kalenderjahr) … im laufenden 
Kalenderjahr und vor Übermittlung oder Ausschreibung der 
Lohnsteuerbescheinigung jedoch grundsätzlich … möglich“. 
Der Arbeitnehmer kann auch „einheitlich für alle ihm überlas-
senen betrieblichen Kraftfahrzeuge“ im Rahmen seiner Einkom-
mensteuererklärung für das gesamte Kalenderjahr zur Einzel-
bewertung wechseln (BMF-Schreiben Tz. 13 Buchst. g). 
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Zahlungstermine

Oktober 2022

10. Umsatzsteuer mtl. für September 
bzw. August mit Dauerfristverlänge-
rung bei Sondervorauszahlung 1/11 
Abschlag
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag und 
Kirchenlohnsteuer für September 

13. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchen-
steuer, Solidaritätszuschlag. 
Dies gilt nicht bei Barzahlung und 
Zahlung per Scheck.

25. Zusammenfassende Meldung

Sozialversicherungsbeiträge 
Oktober (Einreichung  
Beitragsnachweis)

27. Sozialversicherungsbeiträge  
Oktober (Beitragszahlung)

Funktionsverlagerungsverordnung
Fremdvergleichsgrundsatz
Der durch das Außensteuergesetz/AStG geprägte Fremdvergleichsgrundsatz (auch 
„Arm´s-Length-Prinzip“ genannt) erfordert, dass bei der Gewinnermittlung von Betriebs-
stätten Bedingungen, insbesondere Preise (Verrechnungspreise), zugrunde gelegt wer-
den, die unter voneinander unabhängigen Dritten unter gleichen oder vergleichbaren Ver-
hältnissen vereinbart werden. Geschieht dies nicht, müssen die Einkünfte unbeschadet 
anderer Vorschriften so gesetzt werden, wie sie unter den zwischen voneinander unab-
hängigen Dritten vereinbarten Bedingungen angefallen wären (§ 1 Abs 1 AStG). 

Neue Funktionsverlagerungsverordnung 
Zentraler Anwendungspunkt des Fremdvergleichsgrundsatzes sind Funktionsverlagerun-
gen. Hierzu wurde das Bundesministerium der Finanzen in § 1 Absatz 6 AStG ermächtigt, 
eine Rechtsverordnung zu erlassen, in der die Einzelheiten zur Anwendung des Fremd-
vergleichsgrundsatzes geregelt werden. Das BMF hat hierzu kürzlich am 5.7.2022 den 
Referentenentwurf für eine Verordnung zur Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes 
veröffentlicht (Funktionsverlagerungsverordnung/FVerlV). 

Keine Verschärfungen
Gemäß dem Referentenentwurf (Teil B) sind keine Verschärfungen für Steuerpflichtige zu 
erwarten. Denn die überarbeitete Verordnung soll „nicht über die bisherige hinaus“ ge-
hen, sondern die Regelungen in Abgrenzung zum Gesetz neu ordnen. 

Qualifizierte Mitwirkungspflichten
DAC 7 Richtlinie 
Die Bundesregierung hat am 24.8.2022 das „Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie/EU 
2021/514 des Rates vom 22.3.2021 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur Moder-
nisierung des Steuerverfahrens“ beschlossen. Neben diversen Änderungsvorschriften 
für das EU-Amtshilfegesetz verschärft der Gesetzentwurf insbesondere die Mitwirkungs-
pflichten der Steuerbürger.

Neuer § 200a Abgabenordnung/AO
Besonders für Unternehmer dürfte die Einführung eines neuen Sanktionssystems (§ 200a 
AO) wenig erfreulich sein. Dieses soll speziell bei Außenprüfungen Anwendung finden. Die 
Vorschrift sieht vor, Steuerpflichtige zur Mitwirkung in einem schriftlich oder elektronisch 
zu erteilenden Mitwirkungsverlangen aufzufordern, ohne dass dies einer Begründung be-
darf (qualifiziertes Mitwirkungsverlangen). Wird dem qualifizierten Mitwirkungsverlangen 
nicht oder nicht vollständig entsprochen, kann die Finanzverwaltung ein Mitwirkungsver-
zögerungsgeld festsetzen.  

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck  
gelten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.

Energiepreis-
pauschale
Großer Aufwand wenig Nutzen 
Die Bundesregierung hat mit dem Steu-
erentlastungsgesetz 2022 eine Energie-
preispauschale in Höhe von € 300,00 
beschlossen. Diese Einmalzahlung wur-
de den meisten Zahlungsempfängern 
im September 2022 ausbezahlt bzw. 
gutgeschrieben. Der administrative Auf-
wand ist dabei enorm. Elf neue Paragra-
fen mussten im Einkommensteuergesetz 
allein für die Energiepreispauschale ein-
gefügt werden (vgl. XV- Abschnitt §§ 112 
bis 122).  

Was „netto“ bleibt
Der Abgeordnete Dr. Dietmar Bartsch 
(DIE LINKE) wollte wissen, was dem Steu-
erzahler letztendlich von den € 300,00 
bleibt. Die Antwort darauf fällt ernüch-
ternd aus (BT-Drucks. 20/2692, S. 14). Im 
Durchschnitt bleiben dem Steuerzahler 
von den € 300,00 gerade mal € 193,00. 
Der Durchschnittsabzugsbetrag von  
€ 107,00 ergibt sich laut Antwort der Bun-
desregierung aus dem durchschnittlichen 
Bruttojahresverdienst für Vollzeitbeschäf-
tigte in 2021 in Höhe von € 54.304,00. 
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